
4. Die Stellung des Fürsten im werdenden Regierungs- und Verwaltungsapparat:
Das persönliche Regiment Johanns I.

Bereits bei der Betrachtung des Geschäftsgangs der Kanzleisphäre wurde darauf
hingewiesen, daß das Ratskollegium zwar eine zunehmende, jedoch keine voll¬
ständige Unabhängigkeit vom Fürsten erlangte 261

. Während Johann I.262

263

bei¬

spielsweise an den meisten Rechtshändeln kein persönliches Interesse hatte,
grenzte er die Fragen des Kammergutes, der Finanzen und alles, was zu ihrer
Besserung dienen konnte262 , als die „eigenen Sachen" von den „Landes-
sachen"264 ab; nicht weniger widmete er sich persönlich den „außenpolitischen
Angelegenheiten" 265 . Bewahrte sich Johann I. innerhalb der allgemeinen Lan¬

desregierung einen eigenen Wirkungsbereich, so lassen sich für die Regie¬

rungszeit seines Vaters Wolfgang solche Bestrebungen noch nicht feststellen.
Seine Entscheidungen traf er meist erst nach ausführlichen Beratungen266 , die
entweder im Ratskollegium oder im kleineren Kreis mit seinen Spitzenbeamten
stattfanden267 . Bezeichnend für seinen Regierungsstil mag seine Kritik an Kur¬
fürst Friedrich III. von der Pfalz sein; dieser würde wichtige Dinge unternehmen
on gemeine und samenthafte beratschlagung des churfürsten, auch großhofmeisters,
marschalks und canzlers, die dann der Pfalz mit sondern pflichten verwandt sein,
welches wider churf. Pfalz altes herkommen und auch billich nicht sein soll, geht
demnach in der Pfalz zu, wie es mag268 .

261 Vgl. dazu das Kapitel „Das Ratskollegium".
262 Zu Johann I. press, in NDB 10, S. 513 f. Eine ausführliche Biographie fehlt bisher.
263 Vgl. dazu PRESS, Steuern, Kredit und Repräsentation, S. 66-74.

264 Einen äußeren Hinweis auf die Trennung von „Landessachen'' und „eigenen (d.h.

geheimen) Sachen" gibt die zu Beginn der 80er Jahre auftretende Scheidung der
Kammerkanzlei von der Landkanzlei. Siehe dazu die Kammerschreibereirechnungen
von 1582 (molitor, Burg und Stadt, S. 109) und von 1583 (fink, Finanzverwaltung von
Zweybrücken, S. 60-64).

265 Unter diesem modernen Begriff sind im 16. Jahrhundert die Beziehungen zum kaiser¬
lichen Hof sowie zu den Höfen der benachbarten Fürsten zu verstehen, die Verhand¬
lungen, Gesandtschaften und Korrespondenzen der Reichsstände untereinander, wo¬
bei im allgemeinen Bündnisfragen und dynastische Heirats- und Erbfragen einen
großen Raum einnahmen.

266 Daß es Wolfgang durchaus möglich gewesen wäre, jeweils einzelne Räte zu sich zu
bestellen - wie dies später Johann I. getan hat -, um mit ihnen besondere Angelegen¬
heiten zu erledigen, zeigt der Artikel 51 der Kanzleiordnung von 1559: So wellen wir
auch yeder zeit Vnnsere Rete, nachdem wir sy qualificirt befinden. Zuuerrichtung Vnnse-
rer geschafft nach aines yeden gelegenhait. ziehen vnnd gebrauchen, (zitiert nach KE1-

PER/BUTTMANN, Kanzlei-Ordnung, S. 92).
267 Herzog Wolfgang, der infolge längerer Abwesenheit von Zweibrücken an der Erledi¬

gung der Regierungsgeschäfte oftmals nicht persönlich teilnehmen konnte, war daran
gehindert, für die geheimen Angelegenheiten einen engeren Kreis von Ratgebern zu
schaffen. Die jeweils eingesetzten Statthalterschaften (vgl. dazu eid, Hof- und Staats¬
dienst, S. 166-169) waren stets in allem Wesentlichen an den Willen des Herzogs ge¬

bunden und besaßen somit keine Bewegungsfreiheit für Neuerungen.
268 kluckhohn, Briefe Friedrichs des Frommen, Bd. 1, Nr. 301, S. 567; vgl. dazu auch press,

Calvinismus und Territorialstaat, S. 53.
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